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Bericht und Antrag 

des Innenausschusses (4. Ausschuß) 


zu dem von der Bundesregierung zur Unterrichtung vorgelegten Vorschlag 
einer Entscheidung des Rates zur Einführung eines gemeinsamen Verfahrens 
für die Anlage und Fortschreibung eines ständigen europäischen Bestands- 
verzeichnisses der Informationsquellen auf dem Gebiet des Umweltschutzes 
— Drucksache 7/3435 — 

A. Problem 

Die Notwendigkeit der umfassenden Information auf dem Ge- 
biet des Umweltschutzes erfordert ein europäisches Bestands- 
verzeichnis über die Informationsquellen. 


B. Lösung 

Einführung eines gemeinsamen Verfahrens für die Anlage und 
Fortschreibung eines ständigen europäischen Bestandsverzeich- 
nisses der Informationsquellen zur Unterrichtung über die lau- 
fenden und geplanten Forschungsvorhaben, die Fachzentren 
und unabhängigen Sachverständigen und die wissenschaftlich- 
technischen Informations- und Dokumentationsstellen in jedem 
Mitgliedstaat. 


C. Alternativen 

keine 


D. Kosten 

öffentliche Haushalte werden durch die Entscheidung des Rates 
nicht belastet. 
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A. Bericht der Abgeordneten Dr. Gruhl und 


Der Vorschlag der Kommission der Europäischen 
Gemeinschaften wurde mit Datum vom 26. März 
1975 beim Deutschen Bundestag eingebracht und von 
diesem in der 163. Sitzung am 16. April 1975 zur 
Beratung überwiesen. Der Innenausschuß hat seine 
Beratung in der Sitzung am 2. Oktober 1975 abge- 
schlossen. 

Der Vorschlag der Kommission zur Einführung 
eines gemeinsamen Verfahrens für die Anlage und 
Fortschreibung eines ständigen europäischen Be- 
standsverzeichnisses der Informationsquellen auf 
dem Gebiet des Umweltschutzes bezweckt, über die 
taufenden und geplanten Forschungsvorhaben, die 
Fachzentren und unabhängigen Sachverständigen 
und die wissenschaftlich-technischen Informations- 
und Dokumentationsstellen in jedem Mitgliedstaat 
zu unterrichten. Damit werden auf der Ebene der 
Europäischen Gemeinschaften Gedanken aufgegrif- 
fen, die in der Bundesrepublik Deutschland dem 
Aufbau und der Führung des Informationssystems 
zur Umweltplanung zugrunde liegen und die für das 
gesamte Gebiet der Information und Dokumentation 
in das Programm der Bundesregierung zur Förde- 
rung der Information und Dokumentation Eingang 
gefunden haben. 

Im Laufe der Beratungen in der Ratsgruppe Um- 
welt konnte der ursprüngliche Entscheidungsvor- 
schlag so weiterentwickelt werden, daß er den deut- 
schen Vorstellungen weitestgehend entspricht. Ins- 
besondere ist sichergestellt, daß 

— - die Informationen sowohl für nationale Zwecke 
als auch für die Zwecke der Gemeinschaft gesam- 
melt, vermittelt und zur Verfügung gehalten 


Konrad 


werden, und neben dem nationalen Informations- 
input auch der nationale Informationsoutput vor- 
gesehen wird, 

— die erforderlichen Informationen nicht nur in 
Fragebogenform — eine objektiv schwierige Me- 
thode — , sondern auch in anderer Form entspre- 
chend den in der Bundesrepublik Deutschland 
bereits entwickelten Verfahren zur Verarbeitung 
von Informationen (insbesondere in magnetischer 
Aufzeichnung) übermittelt werden können, 

— die Aspekte einer Zusammenarbeit mit dem 
internationalen Referenzsystem des Umweltpro- 
gramms der Vereinten Nationen berücksichtigt 
werden, 

— die Möglichkeit einer Revision der Informations- 
liste sowie der Erfassungsmodalitäten aufgrund 
gesammelter Erfahrungen vorgesehen wird. 

Der Entscheidungsvorschlag verpflichtet die Mit- 
gliedstaaten, die nationale Stelle zu benennen, die 
für die Zusammenstellung der Informationen und 
ihre Übermittlung an die Kommission zuständig ist. 
Diese Funktion wird das Umweltbundesamt im Rah- 
men seiner Aufgabenstellung betreffend Aufbau und 
Führung des Informationssystems zur Umweltpla- 
nung wahrnehmen. 

Die Informationen zur Errichtung des Bestands- 
verzeichnisses sollen entsprechend dem gegenwär- 
tigen Beratungsstand erstmalig drei Monate nach 
Bekanntgabe der Entscheidung übermittelt werden, 
die Informationen zur Fortschreibung bis zum 
1. April eines jeden Jahres. Auch insoweit entspricht 
der Entscheidungsvorschlag in seiner neuesten Fas- 
sung den deutschen Vorstellungen. 


Bonn, den 3. Oktober 1975 

Dr. Gruhl Konrad 

Berichterstatter 


2 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/4125 


B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Vorschlag der Kommission der EG — Drucksache 7/3435 — in der modifizier- 
ten Form zur Kenntnis zu nehmen. 

Bonn, den 3. Oktober 1975 

Der Innenausschuß 

Dr. Schäfer (Tübingen) 

Vorsitzender 


Dr. Gruhl Konrad 

Berichterstatter 
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